
CDU-Forderungen sind
Schaufensterpolitik

Mit einer neuen Ausstellung geht
es in der LINKE-Flurgalerie in der
vierten Etage des Fraktionsgebäu-
des im Landtag weiter. Bis zum 20.
Mai präsentiert sie unter dem Titel
„Fremden ein Gesicht geben – Tua-
reg in der Zentralsahara Südalge-
rien“ Fotos von Helga Wiske, im Fo-
to (l.) bei der Ausstellungseröffnung
mit der stellvertretenden Fraktions-
vorsitzenden Katja Mitteldorf. 

Die Hallenserin, die sich in ihrer
Stadt für Asylbewerberinnen enga-
giert, ist seit dem Jahr 2005 immer
wieder in die Region  gereist. „Mich
hat von Anfang an fasziniert, dass
die Tuareg trotz ihrer einfachen Le-
bensweise immer ausgeglichen, zu-
frieden und freundlich waren“, sagt
die Fotografin und betont: „Überall
in der Welt habe ich auf meinen Rei-
sen Menschen kennengelernt, die
es mir erleichtern zu begreifen,
dass wir uns alle ähnlich sind, ähn-
lich im Ertragen von Freud und Leid,
ähnlich in unseren Hoffnungen und
Wünschen.“

KURZ UND PRÄGNANT
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politischen Mitbestimmungsrechte
junger Menschen. Dann haben wir mit
der Erhöhung der sogenannten Jugend-
pauschale im Landeshaushalt die Thü-
ringer Kommunen so ausgestattet,
dass sie ihre Angebote für die Jugend-
arbeit ausbauen bzw. stabilisieren kön-
nen. Und was die im Koalitionsvertrag
vereinbarte Landesstrategie Mitbe-
stimmung betrifft, da hat das Bildungs-
und Jugendministerium mit dem „Na-
turFreunde Thüringen e.V.“ einen fach-
lich geeigneten Träger gefunden.  

Es geht dabei um die Etablierung lo-
kaler Jugendforen bei den „Lokalen
Partnerschaften für Demokratie“ des
Thüringer Landesprogramms für De-
mokratie, Toleranz und Weltoffenheit.
Die Jugendforen sollen von Jugendli-
chen selbst organisiert und geleitet
werden. Vorhandene lokale Jugendsze-
nen, die den zivilgesellschaftlichen
Normen, wie Demokratie, Gewaltfrei-
heit, Respekt etc. verpflichtet sind, sol-
len repräsentativ vertreten sein.

Die Landesstrategie Mitbestim-
mung ist also auf einem guten Weg?

Wir befinden uns mitten drin in der
Entwicklung der Landesstrategie, be-
raten und diskutieren mit jungen Men-
schen und ihren Interessenverbänden.
Und an die Adresse der CDU sei es
nochmal gesagt: Es ist wesentlich ziel-
führender, in den bereits existierenden
Mitbestimmungsgremien wie dem Lan-
desjugendhilfeausschuss über die Aus-
gestaltung der Landesstrategie zu dis-
kutieren, als die Landesregierung mit
Schaufensteranträgen aufzufordern,
eine Strategie zu erarbeiten.

Fraktionsgalerie zeigt
Fotos aus Tuareg-Leben

men vereinbart, darunter folgende:
„Die Jugendarbeit und die Jugendver-
bandsarbeit wollen wir in ihrer Vielfalt
als Partnerin und Partner in und für ei-
ne eigenständige Jugendpolitik stärken
(…) Wir wollen die direkten Mitbestim-
mungsmöglichkeiten von Kindern und
Jugendlichen verbessern. Dafür wer-
den wir eine Landesstrategie Mitbe-
stimmung erarbeiten, die die Initiati-
ven auf kommunaler und Landesebene
zusammenfasst. Wir werden kinder-

Zur kürzlich stattgefundenen öf-
fentlichen Anhörung zum Gesetz-
entwurf der Landesregierung zur
Änderung des Thüringer Schwan-
gerschaftskonfliktgesetzes erklär-
te Karola Stange, Vorsitzende des
Gleichstellungsausschusses und
gleichstellungspolitische Spreche-
rin der Linksfraktion: „Grundsätz-
lich geht der Gesetzentwurf in die
richtige Richtung. Das haben die
Expertinnen und Experten der Trä-
ger der Hilfsangebote sowie die
Vertreter der katholischen Kirche
in der Anhörung bestätigt. Zur wei-
teren Beratung benötigen wir nun
schnellstmöglich einen Entwurf
der zugehörigen Rechtsverordnung
aus dem Sozialministerium, um
das Gesetzesvorhaben abschlie-
ßend bewerten zu können.“ Mit
dem Gesetzentwurf soll die Finan-
zierung der Beratung von Schwan-
geren sowie ihren Familien in Thü-
ringen neu geregelt werden. Bun-
desgesetzliche Regelungen ma-
chen dies erforderlich. Zudem wer-
den die Aufgaben der Thüringer
Beratungsstellen um die Beratung
zur „vertraulichen Geburt“ erwei-
tert. Derzeit werden in Thüringen
35 Beratungsstellen durch das
Land gefördert.                                   

Anhörung zur Bera-
tung von Schwangeren 

Im Gespräch mit Kati Engel, Sprecherin für Jugendpolitik der Fraktion DIE LINKE

NSU-Skandal: Behörden müssen Vertuschen beenden

Vor dem Hintergrund der Veröf-
fentlichungen der Journalisten Dirk
Laabs und Stefan Aust für die WELT
und ARD, wonach Uwe Mundlos
sehr wahrscheinlich während der
NSU-Mordserie in Zwickau als Vor-
arbeiter in der Baufirma des Neona-
zi-V-Mannes Ralf Marschner („Pri-
mus“) gearbeitet hat, erklärte die
LINKE-Politikerin Katharina König,
Mitglied im Thüringer NSU-Untersu-
chungsausschuss: 

„Eine erneute Verwicklung des Bun-
desamtes für Verfassungsschutz steht
damit im Raum, doch anstelle aktiv die
Aufklärung der Parlamente sowie Er-
mittlungsarbeit des BKA zu unterstüt-
zen, wurden relevante Dokumente zum
NSU-Komplex geschreddert und bis
heute vorhandene Akten zum V-Mann
Ralf Marschner den NSU-Untersu-
chungsausschüssen vorenthalten.“

Wie die Recherchen ergeben hat-
tem, hatte die Baufirma des V-Manns
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häufig Leihwagen beim selben Zwik-
kauer Autovermieter angemietet, bei
dem auch das NSU-Kerntrio mit fal-
schen Pässen Tatfahrzeuge für Bank-
raube und Morde angemietet hatte.
Während der Beschäftigung von Uwe
Mundlos wurden auf den Namen der
Firma auch Fahrzeuge an Mordtagen
gemietet. 

„Es stellt sich die Frage, ob das Bun-
deskriminalamt bei der Aufklärung der
NSU-Verbrechen wirklich alle Ermitt-
lungsansätze ausschöpfend verfolgt
hat“, sagte die Abgeordnete und wies
darauf hin: „Die Information, wonach
auch Beate Zschäpe in einem weiteren
Bekleidungsgeschäft des V-Manns ge-
arbeitet haben soll, ist seit 2012 be-
kannt, Ursprung ist ein ehemaliger Ge-
schäftspartner des V-Manns. Darüber
hinaus konnten nach unserem Kennt-
nisstand die Ermittler eine Beschäfti-
gung von Zschäpe dort nicht erhär-
ten.“ Die NSU-Untersuchungsaus-
schüsse im Bund und in Sachsen

Die Landesregierung soll ein ju-
gendpolitisches Sofortprogramm
vorlegen, fordert jetzt die CDU-
Landtagsfraktion und hat einen par-
lamentarischen Antrag einge-
bracht. Dass Rot-Rot-Grün im ver-
gangenen Jahr das Wahlalter bei
Kommunalwahlen auf 16 Jahre ab-
gesenkt hat, war und ist der CDU
ein Dorn im Auge. Ihr Abgeordneter
Andreas Bühl meinte, dass Jugendli-
che zunächst besser an politische
Entscheidungsprozesse herange-
führt werden müssten, bevor man
sie mit einer Wahlentscheidung
konfrontiere. LINKE, SPD und Grüne
im Landtag haben sich dazu bereits
sehr deutlich geäußert. Was hat
Euch so empört?

Erstens diese Dreistigkeit. Denn es
war die CDU in der Alleinregierung, die
den Jugendbereich in Thüringen finan-
ziell massiv beschnitten hat. Unter ih-
rer landespolitischen Regentschaft  fri-
steten die Belange von Kindern und Ju-
gendlichen ein Schattendasein. Die
Förderung der Jugendarbeit und damit
vor allem auch Angebote einer kontinu-
ierlichen Jugendbeteiligung wurden zu-
rückgefahren.  Für Rot-Rot-Grün war
klar, das ist ein Ding der Unmöglich-
keit. Wir haben uns entschiedene Kurs-
korrekturen vorgenommen und die
auch im Koalitionsvertrag verankert.

Was meinst Du da konkret?
Ich kann hier nicht alles zitieren,

aber es heißt im Koalitionsvertrag,
dass „die Förderung selbstbestimmter
Kinder- und Jugendarbeit als eine vor-
dringliche Aufgabe“ angesehen wird.
Dazu wurden verschiedene Maßnah-

müssten sich nun dringend den Veröf-
fentlichungen von WELT, ARD und dpa
annehmen und diese aufklären.

„Einmal mehr steht auch die Frage
im Raum, ob ein V-Mann des Verfas-
sungsschutzes sich möglicherweise di-
rekt wegen Beihilfe zum Mord strafbar
gemacht haben könnte, doch das Bun-
desamt für Verfassungsschutz (BfV)
mauert und verdunkelt weiter.“ 

„Das BfV muss die Akten zum V-
Mann Primus nun umgehend den NSU-
Untersuchungsausschüssen und auch
dem Bundeskriminalamt zur Verfügung
stellen“, forderte die Abgeordnete.
„Andernfalls wäre das eine Behinde-
rung der Aufklärungsarbeit. Die zu-
ständigen Polizei- und Justizbehörden
im Bund sollten im Weigerungsfall dar-
über nachdenken, auch wegen einer
möglichen Strafvereitelung notfalls mit
einem gerichtlichen Beschluss die Ak-
ten aus dem Amt zu holen“, so Kathari-
na König abschließend.

Für die rot-rot-grüne Koalition
sind die Prämissen zur Jugendbetei-
ligung also längst klar!?

Ja, logisch. Wir nehmen die Mitbe-
stimmung sehr ernst. Statt warmer
Worte gesetzlich verbriefte Rechte,
verlässliche Strukturen und Kontinui-
tät bei den Angeboten der Jugendar-
beit und der politischen Jugendbildung. 

Und woran wird das deutlich?
Die Absenkung des Wahlalters auf

16 Jahre in den Kommunen war ein
wichtiger Schritt hin zur Stärkung der

und ju-
g e n d g e -
r e c h t e
Partizipa-
t i o n s -
s t r u k t u -
ren aus-
b a u e n
und dafür
auch eine
entspre -
c h e n d e
I n f r a -
s t r u k t u r
fördern.“


